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Fraktionen im Kreistag zur Kenntnis 
 

 

Herrn Landrat 

Stephan Pusch 

Im Hause 

           Heinsberg, 17.04.2018 

 

Anfrage gemäß §12 GeschO für den Kreistag  

Sehr geehrter Herr Landrat, 

Medienberichten zufolge sind in Deutschland laut Schätzungen 80.000 bis zu mehreren 
hunderttausend Menschen nicht krankenversichert. Die Zahlen sind schwer zu verifizieren, die 
Dunkelziffer dürfte noch viel höher sein. Dabei gibt es in Deutschland seit 2007 eine 
Versicherungspflicht.  

Betroffen sind beispielsweise zahlreiche Solo-Selbstständige, weil sie sich selbst in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung den Beitrag nicht leisten können. Viele kommen mit ihrem 
Einkommen gerade so über die Runden, der Mindestbeitrag in der GKV von über 300 Euro ist da 
nicht mehr drin. Die Folge sind Beitragsschulden und nur ein sehr eingeschränkter 
Versicherungsschutz.  

Eine weitere Gruppe von Betroffenen sind Menschen ohne Papiere, die keinen legalen 
Aufenthaltsstatus haben. Auch solche mit abgelehntem Asylbescheid fallen darunter. Die haben 
zwar eigentlich einen Anspruch auf einen Krankenschein. Weil sie dafür aber zum Sozialamt 
müssten und das wiederrum eine Meldepflicht gegenüber der Ausländerbehörde hat, gehen sie 
diesen Weg in der Regel nicht.  
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Und auch EU-Bürger, die wegen der Arbeitnehmerfreizügigkeit in Deutschland auf Arbeitssuche 
sind, haben keinen Anspruch mehr auf ausreichende Krankenversorgung. Wegen einer 
Gesetzesverschärfung im Jahr 2017 sind sie von der Sozialhilfe ausgeschlossen und fallen somit 
ebenfalls durchs Raster. 

Frage:  

Mit unserem Antrag vom 23.04.2015 wiesen wir bereits auf die prekäre 
Gesundheitsversorgungssituation hin. Mit Schreiben vom 09.06.2015 teilten Sie uns mit, dass die 
Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern die flächendeckende Einführung einer 
Gesundheitskarte prüft. Wie ist der aktuelle Stand? 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Fraktion DIE LINKE im Kreis Heinsberg 

Silke Otten 
 
Silke Otten  gez.Ullrich Wiehagen 
Fraktionsvorsitzende  Stellvertr. Fraktionsvorsitzender  


